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Entscheidungsdatum

31.01.2024
Norm

AVG 838
B-VG Art133 Abs4
Direktzahlungs-Verordnung §13
MOG 2007 86
Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008 86 Abs1
Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008 86 Abs6
VwWGVG §17
VWGVG §28 Abs1
VWGVG 831 Abs1
VWGVG 8§34 Abs3
1. AVG 8 38 heute
2. AVG 8§ 38 giiltig ab 01.03.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
AVG 8§ 38 gultig von 01.02.1991 bis 28.02.2013

w

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. §13 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2014 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 368/2014

1. 86 glltig von 01.10.2019 bis 20.04.2021 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 174/2021
2. §6gultigvon 11.11.2016 bis 30.09.2019 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 306/2016
3. §6 gultig von 01.03.2010 bis 10.11.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 66/2010
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4. §6 glltig von 01.01.2008 bis 28.02.2010

1. 86 glltig von 01.10.2019 bis 20.04.2021 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 174/2021

2. §6 gtltigvon 11.11.2016 bis 30.09.2019 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 306/2016
3. §6 gultig von 01.03.2010 bis 10.11.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 66/2010
4. 86 glltig von 01.01.2008 bis 28.02.2010

1. VWGVG 8 17 heute

2. VwWGVG § 17 glltig ab 01.01.2014

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
1. VWGVG 8 31 heute
2. VwWGVG § 31 glltig ab 01.09.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018
3. VwWGVG § 31 glltig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 31 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
1. VWGVG 8 34 heute
2. VWGVG § 34 glltig ab 21.07.2023 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 88/2023
3. VWGVG § 34 glltig von 01.07.2021 bis 20.07.2023zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
4. VwWGVG 8 34 gultig von 01.01.2017 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
5. VWGVG 8§ 34 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
Spruch

’

W114 2285042-1/2Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht beschliel3t durch den Richter Mag. Bernhard DITZ Uber die Beschwerde von XXXX, BNr.
XXXX , gegen den Bescheid des Vorstandes fir den Geschaftsbereich Il der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 10.01.2023,
AZ 11/4-DZ/22-22202012010, betreffend die Gewdhrung von Direktzahlungen fir das Antragsjahr 2022:Das
Bundesverwaltungsgericht beschlieBt durch den Richter Mag. Bernhard DITZ tber die Beschwerde von rémisch 40,
BNr. rémisch 40, gegen den Bescheid des Vorstandes fur den Geschaftsbereich rémisch zwei der Agrarmarkt Austria
(AMA) vom 10.01.2023, AZ 11/4-DZ/22-22202012010, betreffend die Gewdahrung von Direktzahlungen fur das
Antragsjahr 2022:

A) Das Verfahren wird gemal3 8 34 Abs. 3 VwWGVG bis zur Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes in dem zur ZI. Ro
2022/07/0003 anhangigen Verfahren ausgesetzt.A) Das Verfahren wird gemaR Paragraph 34, Absatz 3, VwWGVG bis zur
Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes in dem zur ZI. Ro 2022/07/0003 anhangigen Verfahren ausgesetzt.

B) Die Revision ist nicht zulassig.

Text

Begrindung:, Begrundung:

1. XXXX, BNr. XXXX , im Weiteren Beschwerdefihrer oder BF, stellte am 31.03.2022 einen Mehrfachantrag-Flachen
(MFA) fur das Antragsjahr 2022, beantragte die Gewahrung von Direktzahlungen und einer Ausgleichszulage und
spezifizierte zu diesem Zweck in der Internet-Applikation INVEKOS-GIS eine Reihe von landwirtschaftlichen

Nutzflachen.1. romisch 40, BNr. romisch 40, im Weiteren Beschwerdefiihrer oder BF, stellte am 31.03.2022 einen
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Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fur das Antragsjahr 2022, beantragte die Gewahrung von Direktzahlungen und einer
Ausgleichszulage und spezifizierte zu diesem Zweck in der Internet-Applikation INVEKOS-GIS eine Reihe von
landwirtschaftlichen Nutzflachen.

Dabei wurde fur zehn Kihe und 26 sonstige Rinder die gekoppelte Stitzung beantragt. Davon wurden zehn Kidhe und
18 sonstige Rinder am 28.05.2022 auf die Alm XXXX aufgetrieben. Die Meldung dieses Auftriebes erfolgte
rechtskonform am 09.06.2022.Dabei wurde fur zehn Kiihe und 26 sonstige Rinder die gekoppelte Stiitzung beantragt.
Davon wurden zehn Kihe und 18 sonstige Rinder am 28.05.2022 auf die Alm rémisch 40 aufgetrieben. Die Meldung
dieses Auftriebes erfolgte rechtskonform am 09.06.2022.

2. Ausgehend von einer elektronisch vorgenommenen Meldung durch den Bewirtschafter der Alm mit der BNr. XXXX
wurde von der AMA festgestellt, dass die erwahnten zehn Kihe und 18 sonstige Rinder am 17.09.2022 von der Alm mit
der Betriebsnummer XXXX abgetrieben wurden. Die entsprechende Rinderdatenbankmeldung fur den Abtrieb der
zehn Kihe und 18 sonstige Rinder durch den Almverantwortlichen erfolgte jedoch auBerhalb der 14-tagigen Meldefrist
erst am 06.10.2022. 2. Ausgehend von einer elektronisch vorgenommenen Meldung durch den Bewirtschafter der Alm
mit der BNr. rémisch 40 wurde von der AMA festgestellt, dass die erwdhnten zehn Kiihe und 18 sonstige Rinder am
17.09.2022 von der Alm mit der Betriebsnummer rémisch 40 abgetrieben wurden. Die entsprechende
Rinderdatenbankmeldung fur den Abtrieb der zehn Kidhe und 18 sonstige Rinder durch den Almverantwortlichen
erfolgte jedoch aulRerhalb der 14-tagigen Meldefrist erst am 06.10.2022.

3. Mit Bescheid vom 10.01.2023, AZ 11/4-DZ/22-22202012010, gewdahrte die AMA dem BF fUr das Antragsjahr 2022
Direktzahlungen in Héhe von EUR XXXX ; eine gekoppelte Stitzung wurde dabei nicht gewahrt. Darlber hinaus wurde
verflgt, dass ein Betrag in Hohe von EURXXXX einzubehalten sei. Dieser Betrag werde mit den Zahlungen der
folgenden drei Kalenderjahre gegenverrechnet. 3. Mit Bescheid vom 10.01.2023, AZ 11/4-DZ/22-22202012010, gewahrte
die AMA dem BF fir das Antragsjahr 2022 Direktzahlungen in Hohe von EUR rémisch 40 ; eine gekoppelte Stitzung
wurde dabei nicht gewahrt. DarUber hinaus wurde verfugt, dass ein Betrag in Hohe von EUR rémisch 40 einzubehalten
sei. Dieser Betrag werde mit den Zahlungen der folgenden drei Kalenderjahre gegenverrechnet.

In der Begrundung dieser Entscheidung wurde hinsichtlich der Versagung einer Pramie im Bereich der gekoppelten
Stutzung ausgefiihrt, dass der Tag des tatsdchlichen Abtriebes der gemeldeten Rinder verspatet bzw. nicht gemeldet
worden sei. Diese Tiere wiirden daher als nicht ermittelt gelten. Dabei wurde auf Art. 2 Abs. 1 z 18 lit. a der VO (EU)
640/2014, auf Art. 53 Abs. 4 der VO (EU) 639/2014, auf §8 13 Abs. 1 der Direktzahlungs-Verordnung und auf &8 8 Abs. 3 Z
4 der Rinderkennzeichnungs-Verordnung hingewiesen.In der Begrindung dieser Entscheidung wurde hinsichtlich der
Versagung einer Pramie im Bereich der gekoppelten Stiitzung ausgefiihrt, dass der Tag des tatsachlichen Abtriebes der
gemeldeten Rinder verspatet bzw. nicht gemeldet worden sei. Diese Tiere wirden daher als nicht ermittelt gelten.
Dabei wurde auf Artikel 2, Absatz eins, z 18 Litera a, der VO (EU) 640 aus 2014,, auf Artikel 53, Absatz 4, der VO (EU) 639
aus 2014,, auf Paragraph 13, Absatz eins, der Direktzahlungs-Verordnung und auf Paragraph 8, Absatz 3, Ziffer 4, der
Rinderkennzeichnungs-Verordnung hingewiesen.

Zusatzlich wurde in dieser Entscheidung Folgendes ausgefuhrt:

»Da UnregelmaRigkeiten bei mehr als 3 Tieren und bei mehr als 50 % der Tiere festgestellt wurden, kann im Jahr 2022
far Kihe keine gekoppelte Stitzung gewahrt werden. DarlUber hinaus ist zusatzlich ein Betrag von EUR XXXX
einzubehalten. Dieser Betrag wird mit den Zahlungen der folgenden drei Kalenderjahre gegengerechnet (Art. 31 Abs. 2
UAbs. 3 VO 640/2014).,Da UnregelmaRigkeiten bei mehr als 3 Tieren und bei mehr als 50 % der Tiere festgestellt
wurden, kann im Jahr 2022 fur Kihe keine gekoppelte Stutzung gewahrt werden. Darlber hinaus ist zusatzlich ein
Betrag von EUR romisch 40 einzubehalten. Dieser Betrag wird mit den Zahlungen der folgenden drei Kalenderjahre
gegengerechnet (Artikel 31, Absatz 2, UAbs. 3 VO 640 aus 2014,).

Da UnregelmaRigkeiten bei mehr als 3 Tieren und bei mehr als 50 % der Tiere festgestellt wurden, kann im Jahr 2022
flr sonstige Rinder keine gekoppelte Stitzung gewahrt werden. Dartber hinaus ist zusatzlich ein Betrag von EUR XXXX
einzubehalten. Dieser Betrag wird mit den Zahlungen der folgenden drei Kalenderjahre gegengerechnet (Art. 31 Abs. 2
UAbs. 3 VO 640/2014)."Da UnregelmaRigkeiten bei mehr als 3 Tieren und bei mehr als 50 % der Tiere festgestellt
wurden, kann im Jahr 2022 fur sonstige Rinder keine gekoppelte Stitzung gewahrt werden. DarlUber hinaus ist
zusatzlich ein Betrag von EUR romisch 40 einzubehalten. Dieser Betrag wird mit den Zahlungen der folgenden drei
Kalenderjahre gegengerechnet (Artikel 31, Absatz 2, UAbs. 3 VO 640 aus 2014,).”



4. In der gegen diesen Bescheid elektronisch am 26.01.2023 erhobenen Beschwerde fluhrte der Beschwerdefihrer

Folgendes aus:

»Mir wurden die mit Mehrfachantrag 2022, eingereicht am 31.03.2022, beantragte gekoppelte Stitzung fur gealpte
Kihe und gealpte sonstige Rinder nicht gewahrt. Dies wurde mit einem Meldeverzug des Almbewirtschafters bei der
Meldung des Tages des Almabtriebes begrindet.

Ich erhebe dagegen firstgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde und begriinde dies wie folgt:

Ich bin Auftreiber auf die Alm XXXX XXXX . Fur samtliche Meldungen betreffend Almflachen und gealpte Tiere ist der
Bewirtschafter der Alm, Herr XXXX zusténdig. Die Meldung des tatsachlichen Abtriebsdatums obliegt ausschlie3lich
dem Bewirtschafter der Alm und kann nur von diesem im AMA-System durchgefihrt werden.Ich bin Auftreiber auf die
Alm rémisch 40 romisch 40 . Fur samtliche Meldungen betreffend Almflachen und gealpte Tiere ist der Bewirtschafter
der Alm, Herrromisch 40 zustandig. Die Meldung des tatsachlichen Abtriebsdatums obliegt ausschlieBlich dem

Bewirtschafter der Alm und kann nur von diesem im AMA-System durchgeftihrt werden.

Im vorliegenden Fall wurde die wesentliche und substanzielle Férdervoraussetzung, namlich die Alpung der Tiere tUber
mindestens 60 Tage auf einer Osterreichischen Alm, zweifelsfrei eingehalten. Das geht aus Auftriebs- und
Abtriebsdatum unzweifelhaft hervor. Der Einbehalt der gesamten gekoppelten Stltzung und zusatzlich eine Sanktion in
Hohe von 100 % der einbehaltenen Pramie ist daher vollig Gberzogen und unverhaltnismaRig und nicht konform mit
den entsprechenden Rechtsgrundlagen. Verwaltungssanktionen sind nur dann angebracht, wenn die festgestellten
Abweichungen eine bestimmte Mindestschwelle Uberschreiten. Zudem ist hinsichtlich der Hohe der Sanktion die

Schwere, das Ausmal3, die Dauer und die Haufigkeit des festgestellten VerstoRBes zu berticksichtigen.

Dartber hinaus sind gemall geltendem Marktordnungsgesetz keine Sanktionen auszusprechen, wenn der
Antragsteller die zusténdige Behorde Uberzeugen kann, dass er nicht Schuld fur den Versto3 gegen die
Verpflichtungen tragt oder wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an
der Zuverldssigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen (=Almbewirtschafter) zweifeln lassen hatten
kénnen.

Im vorliegenden Fall oblag die fristgerecht Abmeldung der gealpten Tiere dem Almbewirtschafter. Ich als Auftreiber
habe keinen Einfluss auf diese Meldevorgange. Ich hatte auch bisher keinerlei Anlass, an der Zuverlassigkeit des
Almbewirtschafters zu zweifeln. Der Almbewirtschafter hat bisher immer zeitgerecht die erforderlichen Meldungen
abgegeben, sodass ich bisher diesbezlglich keine Sanktionen zu tragen hatte. Ich durfte daher davon ausgehen, dass
auch diesmal eine zeitgerechte Meldung erfolgen wirde.

Ich beantrage daher, den vorliegenden Bescheid aufzuheben und mir die beantragte gekoppelte Stitzung fur gealpte
Kdhe und/oder gealpte sonstige Rinder auszubezahlen und jedenfalls die angedrohten Sanktionszahlungen

zuruckzunehmen.”
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Beschwerdefuhrer stellte einen MFA fir das Antragsjahr 2022 und beantragte unter anderem die Gewadhrung von
Direktzahlungen, bzw. spezifizierte zu diesem Zweck in der Internet-Applikation INVEKOS-GIS eine Reihe von
landwirtschaftlichen Nutzflachen.

Daruber hinaus trieb er im Antragsjahr 2022 zehn Kihe und 18 sonstige Rinder auf eine Alm auf.

Bei einer Verwaltungskontrolle wurde festgestellt, dass fur diese zehn Kiihe und 18 sonstige Rinder, die am 28.05.2022
auf die AIm mit der BNr. XXXX aufgetrieben worden waren, die entsprechende Rinderdatenbankmeldung fur den
Abtrieb durch den Almverantwortlichen auBerhalb der 14-tédgigen Meldefrist erfolgte.Bei einer Verwaltungskontrolle
wurde festgestellt, dass fur diese zehn Kihe und 18 sonstige Rinder, die am 28.05.2022 auf die AlIm mit der BNr.
réomisch 40 aufgetrieben worden waren, die entsprechende Rinderdatenbankmeldung fir den Abtrieb durch den
Almverantwortlichen aulBerhalb der 14-tagigen Meldefrist erfolgte.

Die entsprechende Meldung erfolgte erst am 06.10.2022.

2. Beweiswurdigung:



Die angeflUihrten Feststellungen ergeben sich aus den von der AMA vorgelegten Unterlagen des Verwaltungsverfahrens
und wurden von keiner Verfahrenspartei bestritten.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung  durch Senate  vorgesehen ist. Verfahrensgegenstandlich  liegt
Einzelrichterzustandigkeit vor. Gemal3 Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Verfahrensgegenstandlich liegt Einzelrichterzustandigkeit vor.

Zu A) Aussetzung des Verfahrens:

Gemal? § 34 Abs. 3 VWGVG kann das Verwaltungsgericht ein Verfahren Uber eine Beschwerde gemaf Art. 130 Abs. 1 Z
1 B-VG mit Beschluss aussetzen, wenn GemaR Paragraph 34, Absatz 3, VwWGVG kann das Verwaltungsgericht ein
Verfahren Uber eine Beschwerde gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG mit Beschluss aussetzen, wenn

1. vom Verwaltungsgericht in einer erheblichen Anzahl von anhangigen oder in naher Zukunft zu erwartenden
Verfahren eine Rechtsfrage zu I8sen ist und gleichzeitig beim Verwaltungsgerichtshof ein Verfahren tber eine Revision
gegen ein Erkenntnis oder einen Beschluss eines Verwaltungsgerichtes anhdngig ist, in welchem dieselbe Rechtsfrage

zu l6sen ist, und

2. eine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Lésung dieser Rechtsfrage fehlt oder die zu lésende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Gleichzeitig hat das Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof gemaR § 34 Abs. 3 zweiter Absatz VWGVG das
Aussetzen des Verfahrens unter Bezeichnung des beim Verwaltungsgerichtshof anhangigen Verfahrens mitzuteilen.
Eine solche Mitteilung hat zu entfallen, wenn das Verwaltungsgericht in der Mitteilung ein Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof zu bezeichnen hatte, das es in einer friheren Mitteilung schon einmal bezeichnet hat. Mit der
Zustellung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsgerichtshofes an das Verwaltungsgericht gemaR § 44
Abs. 2 VWGG ist das Verfahren fortzusetzen. Das Verwaltungsgericht hat den Parteien die Fortsetzung des Verfahrens
mitzuteilen. Gleichzeitig hat das Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof gemall Paragraph 34, Absatz 3,
zweiter Absatz VWGVG das Aussetzen des Verfahrens unter Bezeichnung des beim Verwaltungsgerichtshof anhangigen
Verfahrens mitzuteilen. Eine solche Mitteilung hat zu entfallen, wenn das Verwaltungsgericht in der Mitteilung ein
Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof zu bezeichnen hatte, das es in einer frUheren Mitteilung schon einmal
bezeichnet hat. Mit der Zustellung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsgerichtshofes an das
Verwaltungsgericht gemal3 Paragraph 44, Absatz 2, VWGG ist das Verfahren fortzusetzen. Das Verwaltungsgericht hat
den Parteien die Fortsetzung des Verfahrens mitzuteilen.

Aus den Erlduterungen zu8 34 VwWGVG geht hervor, dass ein Verfahren ausgesetzt werden kann, wenn bei einem
Verwaltungsgericht in einer erheblichen Zahl von anhangigen oder zu erwartenden Verfahren eine Rechtsfrage zu
I6sen ist, die in einem - gleichzeitig anhangigen - Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof zu I8sen ist. Zweck dieser
Bestimmung ist es, aus Grinden der Prozessdkonomie zu vermeiden, dass die gleiche Rechtsfrage nebeneinander in
mehreren Verfahren erdrtert werden muss. Die Aussetzung soll eine Malinahme der Vereinfachung des Verfahrens
sein und auch die Parteien vor der Einbringung unndétiger Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof bewahren (RV
2009 BIgNR 24. GP, 8). Aus den Erlduterungen zu Paragraph 34, VwWGVG geht hervor, dass ein Verfahren ausgesetzt
werden kann, wenn bei einem Verwaltungsgericht in einer erheblichen Zahl von anhangigen oder zu erwartenden
Verfahren eine Rechtsfrage zu I8sen ist, die in einem - gleichzeitig anhadngigen - Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof zu l6sen ist. Zweck dieser Bestimmung ist es, aus Griinden der Prozesstkonomie zu
vermeiden, dass die gleiche Rechtsfrage nebeneinander in mehreren Verfahren erértert werden muss. Die Aussetzung
soll eine MalRnahme der Vereinfachung des Verfahrens sein und auch die Parteien vor der Einbringung unnétiger
Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof bewahren Regierungsvorlage 2009 BIgNR 24. GP, 8).

Wenn daher ein Verwaltungsgericht, wahrend vor dem Verwaltungsgerichtshof ein Verfahren zur Klarung einer
bestimmten Rechtsfrage anhangig ist, Verfahren, bei denen die gleichen Rechtsfragen strittig sind, aussetzt (und nicht
durch Erlassung weiterer Entscheidungen mehrfache Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof ,verursacht”), dient
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die Aussetzung auch Parteiinteressen (Wegfall des Kostenrisikos in Bezug auf allfallig zu ergreifende Rechtsmittel an
den Verwaltungsgerichtshof) sowie letztlich auch der Entlastung des Verwaltungsgerichtshofes.

Durch die Aussetzung eines Verfahrens soll die Funktionsfahigkeit des Verwaltungsgerichtes bei einer grofen Zahl
gleichgelagerter Beschwerden gewdhrleistet sein, indem auf einen beim Verwaltungsgerichtshof anhangigen ,leading
case” gewartet und so dessen Rechtsansicht eingeholt werden kann. Dartiber hinaus wird der Verwaltungsgerichtshof
selbst  vor einer potentiell massenhaften Revisionseinbringung geschutzt (Fister/Fuchs/Sachs,
Verwaltungsgerichtsverfahren2, 2018, Anm. 14 zu§ 34 VwGVG).Durch die Aussetzung eines Verfahrens soll die
Funktionsfahigkeit des Verwaltungsgerichtes bei einer groBen Zahl gleichgelagerter Beschwerden gewahrleistet sein,
indem auf einen beim Verwaltungsgerichtshof anhangigen ,leading case” gewartet und so dessen Rechtsansicht
eingeholt werden kann. Darlber hinaus wird der Verwaltungsgerichtshof selbst vor einer potentiell massenhaften
Revisionseinbringung geschitzt (Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren2, 2018, Anmerkung 14 zu
Paragraph 34, VWGVG).

Beim Bundesverwaltungsgericht sind aktuell mehrere gleichgelagerte Verfahren zur Klarung derselben Rechtsfrage
anhangig und es ist zu erwarten, dass noch weitere Verfahren folgen werden.

Das Bundesverwaltungsgericht hat am 16.11.2021 zur GZ W104 2246544-1/2E ein Erkenntnis erlassen, mit welchem
der Beschwerde stattgegeben und der Abzug der Kirzung sowie die Anordnung, dass ein bestimmter Betrag gemaf}
Art. 31 VO (EU) Nr. 640/2014 auch bei Verwaltungskontrollen und nicht nur bei Vor-Ort-Kontrollen einzubehalten ist,
gestrichen wurde. Dagegen wurde von der AMA Revision erhoben. Dieses Revisionsverfahren ist zur im Spruch
genannten Zahl beim Verwaltungsgerichtshof anhangig. Eine Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes ist bislang
noch nicht ergangen.Das Bundesverwaltungsgericht hat am 16.11.2021 zur GZ W104 2246544-1/2E ein Erkenntnis
erlassen, mit welchem der Beschwerde stattgegeben und der Abzug der Kirzung sowie die Anordnung, dass ein
bestimmter Betrag gemaR Artikel 31, VO (EU) Nr. 640 aus 2014, auch bei Verwaltungskontrollen und nicht nur bei Vor-
Ort-Kontrollen einzubehalten ist, gestrichen wurde. Dagegen wurde von der AMA Revision erhoben. Dieses
Revisionsverfahren ist zur im Spruch genannten Zahl beim Verwaltungsgerichtshof anhangig. Eine Entscheidung des
Verwaltungsgerichtshofes ist bislang noch nicht ergangen.

In einem gleichgelagerten Fall wurde zuvor mit Erkenntnis des BVwWG vom 16.09.2021 zur GZ W114 2245084-1/5E in
einem Beschwerdeverfahren die Beschwerde des Beschwerdefiihrers abgewiesen und die Auffassung der AMA fur
rechtskonform erachtet, also die Kiirzung und die Einbehaltung eines bestimmten Betrages fir rechtmaRig erklart.

Die Voraussetzungen fur die Aussetzung des Verfahrens gemal3§ 34 Abs. 3 VWGVG sind sohin gegeben; das
gegenstandliche Beschwerdeverfahren wurde daher spruchgemaf ausgesetzt und ist nach Entscheidung durch den
VWGH - entsprechend der Entscheidung durch den VwGH fortzusetzen. Die Voraussetzungen fur die Aussetzung des
Verfahrens gemald Paragraph 34, Absatz 3, VWGVG sind sohin gegeben; das gegenstandliche Beschwerdeverfahren
wurde daher spruchgemal? ausgesetzt und ist nach Entscheidung durch den VWGH - entsprechend der Entscheidung
durch den VWGH fortzusetzen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begrinden.GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses
oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133 Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz
zu begrinden.

Die Entscheidung Uber die Aussetzung hat mit (nicht blo3 verfahrensleitendem) Beschluss (vgl. VWGH zuletzt
07.01.2020, Fr 2019/03/0023) zu ergehen, die Revision ist bei Vorliegen einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung
zuzulassen.Die Entscheidung Uber die Aussetzung hat mit (nicht bloR verfahrensleitendem) Beschluss vergleiche VWGH
zuletzt 07.01.2020, Fr 2019/03/0023) zu ergehen, die Revision ist bei Vorliegen einer Rechtsfrage grundsatzlicher
Bedeutung zuzulassen.

Die Revision ist gemal Artikel 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die
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vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lésenden Rechtsfrage vor. Die hier
anzuwendenden Regelungen erweisen sich als klar und eindeutig.Die Revision ist gemald Artikel 133 Absatz 4, B-VG
nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vor. Die hier anzuwendenden Regelungen erweisen sich als
klar und eindeutig.
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